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I. Bayerische Verfassung

1. Verfassung des Freistaates Bayern

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Dezember 1998
(GVBl. S. 991, 992),

zuletzt geändert durch Gesetze vom 11. November 2013
(GVBl. S. 638, 639, 640, 641, 642)

– Auszug –

Präambel

Angesichts des Trümmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesellschaftsordnung ohne
Gott, ohne Gewissen und ohne Achtung vor der Würde des Menschen die Überlebenden
des zweiten Weltkrieges geführt hat, in dem festen Entschlusse, den kommenden deut-
schen Geschlechtern die Segnungen des Friedens, der Menschlichkeit und des Rechtes dau-
ernd zu sichern, gibt sich das Bayerische Volk, eingedenk seiner mehr als tausendjährigen
Geschichte, nachstehende demokratische Verfassung

Erster Hauptteil
Aufbau und Aufgaben des Staates

1. Abschnitt
Die Grundlagen des Bayerischen Staates

Art. 1
[Freistaat; Landesfarben; Landeswappen]

(1) Bayern ist ein Freistaat.

(2) Die Landesfarben sind Weiß und Blau.

(3) Das Landeswappen wird durch Gesetz bestimmt.

Art. 2
[Träger der Staatsgewalt]

(1) 1Bayern ist ein Volksstaat. 2Träger der Staatsgewalt ist das Volk.

(2) 1Das Volk tut seinen Willen durch Wahlen und Abstimmung kund. 2Mehrheit ent-
scheidet.
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Art. 3
[Rechts-, Kultur- und Sozialstaatlichkeit]

(1) 1Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaat. 2Er dient dem Gemeinwohl.

(2) 1Der Staat schützt die natürlichen Lebensgrundlagen und die kulturelle Überliefe-
rung. 2Er fördert und sichert gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in
ganz Bayern, in Stadt und Land.

Art. 3a
[Geeintes Europa]

1Bayern bekennt sich zu einem geeinten Europa, das demokratischen, rechtsstaatlichen,
sozialen und föderativen Grundsätzen sowie dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet
ist, die Eigenständigkeit der Regionen wahrt und deren Mitwirkung an europäischen Ent-
scheidungen sichert. 2Bayern arbeitet mit anderen europäischen Regionen zusammen.

Art. 4
[Ausübung der Staatsgewalt]

Die Staatsgewalt wird ausgeübt durch die stimmberechtigten Staatsbürger selbst, durch
die von ihnen gewählte Volksvertretung und durch die mittelbar oder unmittelbar von ihr
bestellten Vollzugsbehörden und Richter.

Art. 5
[Gewaltenteilung]

(1) Die gesetzgebende Gewalt steht ausschließlich dem Volk und der Volksvertretung
zu.

(2) Die vollziehende Gewalt liegt in den Händen der Staatsregierung und der nachge-
ordneten Vollzugsbehörden.

(3) Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige Richter ausgeübt.

Art. 6
[Staatsangehörigkeit]

. . .

Art. 7
[Rechte des Staatsbürgers]

(1) Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, der Rasse, des Geschlechts, des Glau-
bens und des Berufs jeder Staatsangehörige, der das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Der Staatsbürger übt seine Rechte aus durch Teilnahme an Wahlen, Bürgerbegehren
und Bürgerentscheiden sowie Volksbegehren und Volksentscheiden.

(3) Die Ausübung dieser Rechte kann von der Dauer eines Aufenthalts bis zu einem
Jahr abhängig gemacht werden.



Geschäftsverteilung / Zuständigkeiten A1 I 1

Seite 3

Tanner/Paschen Akt.lfg. 108 (2024)

Art. 8
[Staatsbürgerliche Gleichstellung]

. . .

Art. 9
[Gliederung des Staatsgebietes]

(1) Das Staatsgebiet gliedert sich in Kreise (Regierungsbezirke); die Abgrenzung erfolgt
durch Gesetz.

(2) 1Die Kreise sind in Bezirke eingeteilt; die kreisunmittelbaren Städte stehen den
Bezirken gleich. 2Die Einteilung wird durch Rechtsverordnung der Staatsregierung
bestimmt; hierzu ist die vorherige Genehmigung des Landtags einzuholen.

Art. 10
[Gemeindeverbände]

(1) Für das Gebiet jedes Kreises und jedes Bezirks besteht ein Gemeindeverband als
Selbstverwaltungskörper.

(2) Der eigene Wirkungskreis der Gemeindeverbände wird durch die Gesetzgebung
bestimmt.

(3) 1Den Gemeindeverbänden können durch Gesetz weitere Aufgaben übertragen wer-
den, die sie namens des Staates zu erfüllen haben. 2Sie besorgen diese Aufgaben entweder
nach den Weisungen der Staatsbehörden oder kraft besonderer Bestimmung selbständig.

(4) Das wirtschaftliche und kulturelle Eigenleben im Bereich der Gemeindeverbände ist
vor Verödung zu schützen.

Art. 11
[Gemeinden]

(1) 1Jeder Teil des Staatsgebiets ist einer Gemeinde zugewiesen. 2Eine Ausnahme hier-
von machen bestimmte unbewohnte Flächen (ausmärkische Gebiete).

(2) 1Die Gemeinden sind ursprüngliche Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts.
2Sie haben das Recht, ihre eigenen Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze selbst zu ord-
nen und zu verwalten, insbesonders ihre Bürgermeister und Vertretungskörper zu wählen.

(3) Durch Gesetz können den Gemeinden Aufgaben übertragen werden, die sie namens
des Staates zu erfüllen haben.

(4) Die Selbstverwaltung der Gemeinden dient dem Aufbau der Demokratie in Bayern
von unten nach oben.

(5) Für die Selbstverwaltung in der Gemeinde gilt der Grundsatz der Gleichheit der
politischen Rechte und Pflichten aller in der Gemeinde wohnenden Staatsbürger.

Art. 12
[Kommunalwahlen; Bürgerbegehren und Bürgerentscheid]

. . .
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2. Abschnitt
Der Landtag

Art. 13
[Abgeordnete]

. . .

Art. 14
[Wahl]

. . .

Art. 15
[Verbotene Wählergruppen]

. . .

Art. 16
[Wahlperiode, Neuwahl]

. . .

Art. 16a
[Parlamentarische Opposition]

. . .

Art. 17
[Einberufung]

. . .

Art. 18
[Auflösung, Abberufung]

. . .

Art. 19
[Verlust der Mitgliedschaft]

. . .

Art. 20
[Präsidium; Geschäftsordnung]

. . .



Geschäftsverteilung / Zuständigkeiten A1 II 1

Seite 1

Tanner/Paschen Akt.lfg. 108 (2024)

II. Geschäftsverteilung der Bayerischen Staatsregierung

1) Zuständigkeitsverordnung
(ZustV)

Vom 16. Juni 2015
(GVBl. S. 184),

zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. August 2023
(GVBl. S. 507)

– Auszug –

. . .

Teil 7
Gewerberecht

§ 37

Gewerbeordnung

. . .

§ 40

Gewerbeanmeldung im Netz

. . .

Teil 8
Wirtschaftsrecht

. . .

§ 45

Preisangabengesetz

. . .
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Teil 9
Umweltrecht

§ 48
Gentechnikgesetz

. . .

§ 49
Wassersicherstellungsgesetz

. . .

§ 51e
Strahlenschutzgesetz

. . .

§ 51f
Strahlenschutzverordnung

. . .

§ 51g
Atomrechtliche Entsorgungsverordnung

. . .

Teil 10
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

§ 52
Pflanzenschutzrecht

(1) Zuständig für die Durchführung des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG), des Pflan-
zengesundheitsgesetzes (PflGesG), der nach diesen Gesetzen erlassenen Rechtsverordnun-
gen sowie der unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäischen Union auf den Gebieten
des Pflanzenschutzes und der Pflanzengesundheit ist vorbehaltlich abweichender Regelung
die Landesanstalt für Landwirtschaft.

(2) Die Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit zusätzlichen Aufgaben
im Bereich Landnutzung sind zuständig für den Vollzug

. . .

§ 54b
Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel sowie Spirituosen

. . .
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Teil 12
Gesundheit

§ 65
Regelzuständigkeit für den Infektionsschutz

1Für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) sind die Kreisverwaltungsbehör-
den zuständig, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 2Anordnungen für den
Bereich mehrerer Kreisverwaltungsbehörden können erlassen:

1. innerhalb eines Regierungsbezirks die Regierung und

2. im Übrigen die oberste Landesgesundheitsbehörde.
3In Eilfällen kann auch wahrnehmen

1. die Regierung die den Kreisverwaltungsbehörden zustehenden Aufgaben und Befug-
nisse

und

2. die oberste Landesgesundheitsbehörde die den Kreisverwaltungsbehörden und den
Regierungen zustehenden Aufgaben und Befugnisse.

4Soweit im Infektionsschutzgesetz oder in diesem Teil Aufgaben den Gesundheitsämtern
zugewiesen werden, sind die unteren Gesundheitsbehörden im Sinn des Art. 1 Abs. 1 Nr. 3
des Gesundheitsdienstgesetzes zuständig.

§ 66
Meldepflichtige Krankheiten

1Zuständige Landesbehörde für den Vollzug von

1. § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 und 2 IfSG ist das Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit,

2. § 11 Abs. 4 Satz 1, § 27 Abs. 5 Satz 1 und 2 IfSG sowie für § 27 Abs. 6 Satz 1 IfSG
bezüglich Blutspenden ist die Regierung.

2Zuständige Behörde für § 11 Abs. 4 Satz 4 und § 27 Abs. 5 Satz 4 IfSG ist das Gesund-
heitsamt.

§ 67
Oberste Landesbehörden

(1) 1Oberste Landesgesundheitsbehörde ist im Rahmen von § 13 Abs. 1 und 2, § 14
Abs. 7, § 20 Abs. 1, 2 Satz 4 bis 7, Abs. 3 und 5, § 23 Abs. 1 Satz 5 und 6 und Abs. 2
Satz 5 und 6, § 34 Abs. 11, § 40 Satz 3, § 50a Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 Satz 3 sowie § 63
Abs. 5 Satz 2 IfSG das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege. 2Die Aufgaben im
Sinn des § 34 Abs. 11 IfSG werden vom Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit wahrgenommen.

(2) Oberste Landesbehörde ist im Rahmen von § 61 Satz 2, § 63 Abs. 5 Satz 1 und
Abs. 6 IfSG das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales.
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§ 68
Tätigkeiten mit Krankheitserregern

Für den Vollzug von §§ 44, 45 Abs. 3 und 4, § 47 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2, § 49
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3, § 50 Satz 1 und 2, § 50a Abs. 1 Satz 1 und 4, Abs. 3 Satz 3
und 7, Abs. 5 Satz 1, § 51 Satz 1 und 2, § 53 Abs. 2 und § 77 Abs. 1 Satz 1 und 3 IfSG in
Verbindung mit §§ 44, 45 Abs. 4 IfSG sind die Regierungen zuständig.

§ 69
Entschädigung

(1) 1Für den Vollzug von § 56 Abs. 4, 5, 11 Satz 1 und 3, Abs. 12, § 57 Abs. 1 Satz 4,
Abs. 3 Satz 3, § 58 Satz 1 IfSG ist die Regierung zuständig, in deren Bereich das Tätigkeits-
verbot beziehungsweise die Absonderungsanordnung erlassen wurde. 2Beruht das Verbot
unmittelbar auf einer Rechtsvorschrift, ist die Regierung zuständig, in deren Bereich die
Tätigkeit ausgeübt wurde.

(2) Über Entschädigungsansprüche nach § 65 IfSG entscheidet die Kreisverwaltungsbe-
hörde, die die Maßnahme nach §§ 16, 17 IfSG angeordnet hat.

(3) Über Ansprüche, die im Zuständigkeitsbereich der staatlichen Gesundheitsämter
aus § 69 IfSG gegen den Freistaat Bayern hergeleitet werden, entscheiden die Regierungen.

§ 69a
Wasserhygiene und Vollzug der Trinkwasserverordnung

(1) Das Gesundheitsamt ist zuständige Behörde im Sinn der Trinkwasserverordnung
[…] und sonst zuständige Behörde im Sinn des § 37 Abs. 3 IfSG.

. . .

§ 69b
Vollzug der Coronavirus-Testverordnung

Die Regierungen sind zuständige Stellen im Sinne des § 7a Abs. 1b Satz 1 der Coronavi-
rus-Testverordnung.

Teil 13
Fachübergreifende Zuständigkeiten; Rechtshilfe

. . .

Teil 14
Ordnungswidrigkeiten

§ 87
Regel- und Auffangzuständigkeit

(1) 1Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist vorbehaltlich
abweichender Regelung in den §§ 88 bis 98 diejenige Verwaltungsbehörde zuständig, der
der Vollzug der Rechtsvorschrift obliegt, gegen die sich die Zuwiderhandlung richtet.
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2Satz 1 gilt nicht für Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des Naturschutzrechts oder
der Zweckverbände.

(2) Ist nach Abs. 1 oder §§ 88 bis 98 keine zuständige Behörde bestimmt, sind die Kreis-
verwaltungsbehörden zuständig.

§ 88
Gemeinden

. . .

§ 89
Kreisverwaltungsbehörden

. . .

§ 90
Regierungen

. . .

§ 91
Polizei

. . .

§ 92
Staatsanwaltschaften

. . .

§ 96
Landesamt für Datenschutzaufsicht

. . .

Teil 15
Schlussvorschriften

. . .

§ 100
Inkrafttreten, Außerkrafttreten1)

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2015 in Kraft.
. . .

1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsvorschriften.
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I. Berufsvertretung

a) Gesetz
über die Berufsausübung, die Berufsvertretungen

und die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte,
Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker sowie der

Psychologischen Psychotherapeuten und der
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten

(Heilberufe-Kammergesetz – HKaG)

i.d.F. der Bekanntmachung der Neufassung des Heilberufe-
Kammergesetzes vom 6. Februar 2002

(GVBl. S. 42, BayRS 2122-3-G),
zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023

(GVBl. S. 431)

– Auszug –

Auf Grund des § 5 des Gesetzes zur Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes und
anderer Vorschriften des Landesgesundheitsrechts vom 24. Dezember 2001 (GVBl. S. 993)
wird nachstehend der Wortlaut des Heilberufe-Kammergesetzes (BayRS 2122-3-G) in der
vom 1. Januar 2002 an geltenden Fassung bekannt gemacht.

. . .

Erster Teil
Ärzte1)

Abschnitt I
Organisation der Berufsvertretung

Art. 1
Ärztliche Berufsvertretung

Die Berufsvertretung der Ärzte besteht aus den ärztlichen Kreisverbänden, den ärztli-
chen Bezirksverbänden und der Landesärztekammer.

1) Auf die Berufsausübung und auf die Berufsvertretung der Apotheker finden die Vorschriften des Ersten Teils mit
Ausnahme des Art. 18 Abs. 2 sinngemäß Anwendung. Im Übrigen siehe aber Vierter Teil, Apotheker.
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Art. 2
Aufgaben der Berufsvertretung

(1) Die Berufsvertretung hat die Aufgabe, im Rahmen der Gesetze die beruflichen
Belange der Ärzte wahrzunehmen, die Erfüllung der ärztlichen Berufspflichten zu über-
wachen, die ärztliche Fortbildung zu fördern, soziale Einrichtungen für Ärzte und deren
Angehörige zu schaffen sowie in der öffentlichen Gesundheitspflege mitzuwirken.

(2) 1Die Berufsvertretung ist berechtigt, innerhalb ihres Aufgabenbereichs Anfragen,
Vorstellungen und Anträge an die zuständigen Behörden zu richten. 2Sie ist verpflichtet,
diesen Behörden auf Verlangen Gutachten zu erstatten oder Sachverständige zur Erstattung
von Gutachten zu benennen. 3Die Behörden sollen die Berufsvertretung vor der Rege-
lung wichtiger einschlägiger Fragen hören und auf Anfragen der Berufsvertretung Aus-
kunft erteilen, soweit nicht dienstliche Gründe entgegenstehen. 4Die Berufsvertretung ist
berechtigt, den Gerichten auf Verlangen Gutachten zu erstatten oder Sachverständige zur
Erstattung von Gutachten zu benennen. 5Soweit es zur Erfüllung der Aufgaben nach den
Sätzen 2 und 4 erforderlich ist, ist die Berufsvertretung berechtigt, die in den jeweiligen
Verfahrensakten enthaltenen personenbezogenen Daten zu verarbeiten.

(3) Im Bereich der ärztlichen Fortbildung kann die Landesärztekammer in einer Sat-
zung insbesondere Regelungen treffen über die Anerkennung von Fortbildungsmaßnah-
men, die Ausstellung eines Fortbildungszertifikats und die Vergabe und Erfassung von
Fortbildungspunkten.

(4) 1Die Landesärztekammer ist zuständige Stelle

1. für die Ausgabe elektronischer Heilberufs- und Berufsausweise an Mitglieder der ärzt-
lichen Kreisverbände,

2. für die Bestätigung der Befugnis zur Berufsausübung im Sinn von § 340 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V),

3. zur Bestätigung der berufsbezogenen Angaben im Sinn von § 12 Abs. 1 Satz 3 und § 14
Abs. 2 des Vertrauensdienstegesetzes.

2Für die Zwecke nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 ist sie jeweils befugt, Mitgliederdaten an qualifi-
zierte Vertrauensdiensteanbieter im Sinn des Kapitels III Abschnitt 3 der Verordnung (EU)
2014/910 zu übermitteln, soweit dies für deren Tätigkeit erforderlich ist.

(5) 1Die Landesärztekammer ist verpflichtet, vor dem Erlass oder der Änderung einer
Regelung, die die Ausübung des ärztlichen Berufs beschränkt, eine Prüfung der Verhält-
nismäßigkeit nach den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/958 vorzunehmen und in der
Begründung der Regelung die Übereinstimmung mit dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit nach den Kriterien des Art. 7 der Richtlinie (EU) 2018/958 zu erläutern. 2Das
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (Staatsministerium) wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 zu erlassen.
3Regelungen, für die eine Verhältnismäßigkeitsprüfung nach den in der Richtlinie (EU)
2018/958 geregelten Maßstäbe durchzuführen ist, bedürfen der Genehmigung durch das
Staatsministerium, soweit eine Genehmigung nicht bereits nach anderen Vorschriften erfor-
derlich ist.
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Art. 3
Ärztliche Kreisverbände

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände sind jeweils für den Bereich einer Kreisverwaltungs-
behörde zu bilden; sie können für den Bereich mehrerer Kreisverwaltungsbehörden des
gleichen Regierungsbezirks gebildet werden, wenn die Mitgliederzahl im Bereich der
betroffenen Kreisverwaltungsbehörden 2000 nicht übersteigt. 2Die ärztlichen Kreisver-
bände umfassen diese Bereiche in ihrem jeweiligen Gebietsumfang.

(2) 1Die ärztlichen Kreisverbände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. 2Sie
führen ein Dienstsiegel.

Art. 4
Mitgliedschaft im ärztlichen Kreisverband

(1) Mitglieder der ärztlichen Kreisverbände sind alle zur Berufsausübung berechtigten
Ärzte, die

1. in Bayern ärztlich tätig sind oder,

2. ohne ärztlich tätig zu sein, in Bayern ihre Hauptwohnung im Sinn des Melderechts
haben.

(2) 1Die Mitgliedschaft wird bei dem ärztlichen Kreisverband begründet, in dessen
Bereich der Betreffende sich niedergelassen hat oder sonst ärztlich tätig ist. 2Übt der Betref-
fende den ärztlichen Beruf im Bereich mehrerer ärztlicher Kreisverbände aus, wird die Mit-
gliedschaft ausschließlich in dem Kreisverband begründet, in dessen Bereich der Betref-
fende überwiegend ärztlich tätig ist. 3Ist dies durch die betroffenen ärztlichen Bezirksver-
bände nach Abs. 6 Satz 7 nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand festzustellen,
ist der Betreffende von der Landesärztekammer schriftlich aufzufordern, innerhalb einer
angemessenen Frist zu erklären, in welchem ärztlichen Kreisverband eine Mitgliedschaft
begründet werden soll. 4Die Erklärung ist schriftlich abzugeben und nicht widerruflich; die
betroffenen Kreis- und Bezirksverbände sind von der Landesärztekammer über die abge-
gebene Erklärung schriftlich zu unterrichten. 5Sofern die Erklärung nicht oder nicht inner-
halb der gesetzten Frist abgegeben wird, bestimmt die Landesärztekammer durch ein Los-
verfahren, in welchem ärztlichen Kreisverband die Mitgliedschaft begründet wird. 6Dem
Betreffenden sowie den beteiligten Kreis- und Bezirksverbänden ist die Entscheidung der
Landesärztekammer schriftlich mitzuteilen. 7Der Betreffende ist über das in den Sätzen 4
bis 6 bestimmte Verfahren vorab aufzuklären; das Losverfahren darf erst durchgeführt wer-
den, wenn die Aufklärung nachweislich erfolgt ist. 8Ändern sich die für die Begründung der
Mitgliedschaft in einem ärztlichen Kreisverband maßgeblichen Verhältnisse in der Person
des Mitglieds und teilt das Mitglied dies dem zuständigen ärztlichen Bezirksverband mit
oder erhält dieser auf anderem Wege hiervon Kenntnis, ist das Verfahren zur Bestimmung
der Mitgliedschaft in einem ärztlichen Kreisverband nach den Sätzen 1 bis 7 erneut durch-
zuführen. 9Das Nähere regelt die Meldeordnung nach Abs. 7. 10Übt ein Arzt keine ärztliche
Tätigkeit aus, so bestimmt sich die Mitgliedschaft nach seiner Hauptwohnung.

(3) 1Die Mitgliedschaft in einer vergleichbaren ärztlichen Berufsvertretung außerhalb
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes lässt die Mitgliedschaft in einem ärztlichen Kreis-
verband nach Abs. 2 unberührt. 2Die nähere Ausgestaltung der sich aus einer mehrfachen
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Mitgliedschaft ergebenden Rechte und Pflichten eines Mitglieds bleibt den Satzungen der
Berufsvertretungen vorbehalten.

(4) (aufgehoben)
(5) 1Die Mitgliedschaft ruht bei Ruhen der Approbation (§ 6 der Bundesärzteordnung)

und bei Anordnung des Verbots, den ärztlichen Beruf auszuüben (§ 70 des Strafgesetz-
buchs – StGB). 2Das Ruhen der Mitgliedschaft endet im Fall des § 6 der Bundesärzteord-
nung mit Aufhebung der Ruhensanordnung, im Fall des § 70 StGB mit Ablauf der Dauer
oder mit der Aussetzung des Berufsverbots.

(6) 1Die Mitglieder sind verpflichtet, sich bei dem zuständigen ärztlichen Bezirks-
verband unter Vorlage der Berechtigungsnachweise zu melden; im Fall einer ärztlichen
Tätigkeit im Bereich mehrerer ärztlicher Bezirksverbände ist die Meldung bei dem
Bezirksverband vorzunehmen, in dessen Bereich die Mitgliedschaft begründet werden
soll. 2Außerdem haben die Mitglieder Beginn und Beendigung ihrer Berufsausübung
unverzüglich dem ärztlichen Bezirksverband anzuzeigen. 3Im Fall der Aufnahme der
Berufsausübung ist
1. die Anschrift der Niederlassung oder der Beschäftigungsstelle anzugeben,
2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder zur Führung der Berufsbezeichnung

nachzuweisen und
3. anzugeben, ob und an welchen weiteren Standorten eine ärztliche Tätigkeit ausgeübt

wird, die Art und der Umfang der jeweiligen ärztlichen Tätigkeit und ob bereits eine
Mitgliedschaft in einer anderen ärztlichen Berufsvertretung besteht.

4Anzuzeigen sind auch Änderungen der Niederlassung. 5Der ärztliche Bezirksverband
unterrichtet den zuständigen ärztlichen Kreisverband und die Landesärztekammer über die
Mitgliederdaten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind, außerdem auf Ersu-
chen das zuständige Gesundheitsamt oder die zuständige Regierung über die Mitgliederda-
ten, auf die sich die Melde- und Anzeigepflichten nach den Sätzen 1 bis 4 beziehen. 6Übt
das Mitglied eine ärztliche Tätigkeit an mehreren Standorten aus oder liegt bereits eine
Mitgliedschaft in einer anderen ärztlichen Berufsvertretung vor, unterrichtet der ärztliche
Bezirksverband die für die weiteren Tätigkeitsorte zuständigen Berufsvertretungen über
die Mitgliederdaten, auf die sich die Melde- und Anzeigepflichten nach den Sätzen 1 bis
4 beziehen, soweit dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 7Die nach Satz 6
Halbsatz 1 betroffenen ärztlichen Bezirksverbände stimmen sich anhand der vorliegenden
Angaben des Mitglieds darüber ab, bei welcher Berufsvertretung die Mitgliedschaft nach
Abs. 2 Satz 2 begründet wird. 8Führt die Abstimmung nach Satz 7 zu keinem Ergebnis oder
ist die Feststellung des Bestehens einer Mitgliedschaft aus anderen Gründen nicht oder nur
mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich, übermittelt der gemäß Satz 1 befasste ärztli-
che Bezirksverband die zur Durchführung des Verfahrens nach Abs. 2 Satz 3 bis 7 erfor-
derlichen Daten in Bezug auf das Mitglied an die Landesärztekammer. 9Meldungen und
Anzeigen nach den Sätzen 1 bis 4 nimmt auch der zuständige ärztliche Kreisverband entge-
gen und leitet sie unverzüglich an den ärztlichen Bezirksverband weiter. 10Der zuständige
ärztliche Bezirksverband kann die Erfüllung der Melde- und Anzeigepflicht nach den Sät-
zen 1 bis 4 gegenüber dem Mitglied durch Verwaltungsakt anordnen.

(7) Die Landesärztekammer kann in einer Meldeordnung das Nähere über das Verfah-
ren zur Bestimmung der Mitgliedschaft nach Abs. 2 und das Meldeverfahren zu den ärzt-
lichen Bezirksverbänden regeln und die zur Überwachung der ärztlichen Berufspflichten
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erforderlichen Angaben und Nachweise, die Gegenstand der Meldung sein sollen, festle-
gen.

(8) 1Die für die Berufszulassung zuständigen Behörden unterrichten die Landesärzte-
kammer über Personen, denen die Berufszulassung neu erteilt oder verlängert wurde; mit-
zuteilen sind dabei der vollständige Name, gegebenenfalls ein abweichender Geburtsname,
das Geburtsdatum, der Geburtsort sowie die vollständige Wohnanschrift. 2Eine Weitergabe
der Daten an den für die Entgegennahme der Meldung nach Abs. 6 Satz 1 zuständigen ärzt-
lichen Bezirksverband und den ärztlichen Kreisverband, bei dem die Mitgliedschaft nach
Abs. 2 besteht, ist zulässig.

(9) Die Landesärztekammer übermittelt dem zuständigen berufsständischen Versor-
gungswerk Namen, Geburtsdatum, Anschrift und Datum der Berufszulassung derjenigen
Ärzte, die nach Absatz 1 Nr. 1 erstmals Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbands wurden,
sowie sonstige Informationen, insbesondere über den Tod oder den dauerhaften Wegfall
der Berufszulassung eines Mitglieds, soweit die Übermittlung zur Erfüllung der in der
Zuständigkeit des berufsständischen Versorgungswerks liegenden Aufgaben erforderlich
ist.

(10) 1Die Landesärztekammer und die zuständigen ärztlichen Kreis- und Bezirksver-
bände übermitteln der zuständigen Berufsvertretung eines anderen Landes Informationen
über ein Mitglied, soweit dies für deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 2Die Infor-
mationen können elektronisch übermittelt werden, wenn die Sicherheit der Übermittlung
gewährleistet ist. 3Informationen nach Satz 1 sind insbesondere Angaben zu
1. der Berechtigung zur Berufsausübung und zur Führung von Berufsbezeichnungen,
2. ausgestellten Ausweisen und Bestätigungen,
3. der Einhaltung der Berufspflichten,
4. der Beschäftigung und damit in Zusammenhang stehenden Erlaubnissen und Genehmi-

gungen,
5. Namen, akademischen Graden oder Titeln und
6. dem Wohnsitz.

Art. 5
Organisation der ärztlichen Kreisverbände

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände regeln ihre Vertretung und ihre sonstigen Verhältnisse
durch eine Satzung, die der Zustimmung der Landesärztekammer und der Genehmigung
der Regierung bedarf. 2Zustimmung und Genehmigung sind entbehrlich, wenn der ärztli-
che Kreisverband ein mit Genehmigung des Staatsministeriums erlassenes Satzungsmuster
der Landesärztekammer übernimmt. 3In der Satzung ist das Verfahren bei der Neubildung
ärztlicher Kreisverbände zu regeln.

(2) 1Bei ärztlichen Kreisverbänden von mehr als 2500 Mitgliedern nimmt eine Dele-
giertenversammlung, die von den Mitgliedern auf die Dauer von vier Jahren gewählt wird,
deren Aufgaben wahr. 2Es sind bei ärztlichen Kreisverbänden mit nicht mehr als 3000 Mit-
gliedern 25 Delegierte und mit nicht mehr als 4000 Mitgliedern 35 Delegierte zu wählen;
wird die Mitgliederzahl von 4000 überschritten, so sind ebenso wie für jedes weitere ange-
fangene Tausend an Mitgliedern jeweils drei zusätzliche Delegierte zu wählen; die Gesamt-
zahl der Delegierten darf 80 nicht überschreiten. 3Sinkt die Mitgliederzahl ärztlicher Kreis-
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verbände wieder unter 2500, kann die Delegiertenversammlung beibehalten werden. 4Die
Delegierten und ihre Ersatzleute in angemessener Zahl müssen Mitglieder des jeweiligen
ärztlichen Kreisverbands sein. 5In der Wahlordnung, die vom jeweiligen ärztlichen Kreis-
verband zu erlassen ist und der Zustimmung der Landesärztekammer sowie der Genehmi-
gung der Regierung bedarf, kann die Dauer der Wahlperiode auf bis zu sechs Jahren ver-
längert werden. 6Art. 12 gilt für Delegierte sowie für Vorstands- und Ausschussmitglieder
entsprechend.

(3) 1Erreicht ein ärztlicher Kreisverband drei Monate vor der nächsten ordnungsgemä-
ßen Wahl der Vorstandsmitglieder eine Mitgliederzahl von mehr als 2500, so ist eine Dele-
giertenversammlung zu wählen. 2Für diese Wahl findet die am Stichtag nach Satz 1 gel-
tende Wahlordnung oder Satzung des ärztlichen Kreisverbands unter Berücksichtigung des
Abs. 2 Anwendung. 3Nach der in Satz 2 genannten Wahlordnung oder Satzung richtet sich
auch die von der Delegiertenversammlung vorzunehmende Wahl der Vorstandsmitglieder.
4Bei den in Abs. 2 Satz 2 genannten ärztlichen Kreisverbänden ist eine durch Ansteigen
oder Absinken der Mitgliederzahl veränderte Zahl der Delegierten bei den danach erstmals
anstehenden ordnungsgemäßen Wahlen zu berücksichtigen; maßgebend für die Zahl der zu
wählenden Delegierten ist der in Satz 1 genannte Stichtag.

(4) 1Wird die Wahl einer Delegiertenversammlung bestandskräftig für ungültig erklärt,
so ist diese für den Rest der Wahlperiode binnen sechs Monaten zu wiederholen, woraufhin
unverzüglich der Vorstand und die Ausschüsse neu zu wählen sind. 2Die Wirksamkeit vor-
her gefasster Beschlüsse und sonst vorgenommener Amtshandlungen der in Satz 1 genann-
ten Organe bleibt unberührt.

(5) Art. 11 Abs. 5 und 6 gilt für die Delegierten- oder Mitgliederversammlung der ärzt-
lichen Kreisverbände entsprechend.

Art. 6
Beitragserhebung durch ärztliche Kreisverbände

1Die ärztlichen Kreisverbände sind berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben von allen
Mitgliedern Beiträge zu erheben. 2Die Höhe der Beiträge wird in einer Beitragsordnung
festgesetzt, die von den Mitgliedern bzw. Delegierten der ärztlichen Kreisverbände zu
beschließen ist und zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Landesärztekammer und der
Genehmigung der Regierung bedarf. 3Art. 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 4Der Vorstand
des ärztlichen Kreisverbands kann die Durchführung der Beitragserhebung der Landesärz-
tekammer übertragen.

Art. 7
Ärztliche Bezirksverbände

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände jedes Regierungsbezirks sind zu einem ärztlichen
Bezirksverband zusammengeschlossen. 2Der Kreisverband München hat zugleich die Stel-
lung eines Bezirksverbands. 3Die Bezirksverbände sind Körperschaften des öffentlichen
Rechts. 4Sie führen ein Dienstsiegel.

(2) 1Die Aufgaben und die Vertretung des Bezirksverbands werden durch Satzung
bestimmt. 2Die Satzung bedarf der Zustimmung der Landesärztekammer und der Geneh-
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migung der Regierung. 3Jeder ärztliche Kreisverband muss in der Vorstandschaft des ärzt-
lichen Bezirksverbands vertreten sein. 4Art. 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 8
Finanzierung der ärztlichen Bezirksverbände

Die zur Erfüllung der Aufgaben der ärztlichen Bezirksverbände erforderlichen Mittel
sind von den ärztlichen Kreisverbänden im Umlageverfahren aufzubringen.

Art. 9
Aufsicht über ärztliche Kreis- und Bezirksverbände

1Die ärztlichen Kreisverbände und Bezirksverbände stehen unter der Aufsicht der Lan-
desärztekammer und der für ihren Sitz zuständigen Regierung; örtlich zuständig ist die
Regierung von Oberbayern für die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern, die
Oberpfalz und Schwaben sowie die Regierung von Unterfranken für die Regierungsbe-
zirke Oberfranken, Mittelfranken und Unterfranken. 2Die Regierung und die Landesärz-
tekammer können jederzeit Auskunft über ihre Angelegenheiten und Beschlüsse verlan-
gen; die Regierung kann außerdem gesetz- oder satzungswidrige Beschlüsse nach Anhö-
rung der Landesärztekammer außer Kraft setzen. 3Im Übrigen finden für die Regierung
Art. 59 Abs. 2, Art. 112 Satz 2, Art. 113 und 114 der Gemeindeordnung (GO) entspre-
chende Anwendung; die daraus sich ergebenden Rechte und Pflichten betreffen an Stelle
der Gemeinde den ärztlichen Kreis- oder Bezirksverband, an Stelle des Gemeinderats den
Vorstand, an Stelle des ersten Bürgermeisters den Vorsitzenden des ärztlichen Kreis- oder
Bezirksverbands und an Stelle der Staatsregierung das Staatsministerium.

Art. 10
Landesärztekammer

(1) 1Die Landesärztekammer besteht aus 180 Delegierten der ärztlichen Kreisverbände
und der medizinischen Fachbereiche der Landesuniversitäten. 2Ihr Sitz ist München. 3Sie
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 4Sie führt ein Dienstsiegel.

(2) Zur Wahrnehmung der die deutsche Ärzteschaft berührenden gemeinsamen Berufs-
und Standesfragen ist die Landesärztekammer berechtigt, sich mit den außerbayerischen
ärztlichen Landesorganisationen zu Arbeitsgemeinschaften zusammenzuschließen.

Art. 11
Versammlung der Landesärztekammer

(1) 1Die Delegierten zur Landesärztekammer und eine angemessene Zahl von Ersatzde-
legierten werden auf die Dauer von vier Jahren
1. von den Mitgliedern der ärztlichen Kreisverbände durch geheime und schriftliche

Abstimmung aus der Zahl ihrer Mitglieder gewählt (Abs. 3),
2. von den Mitgliedern der medizinischen Fachbereiche der Landesuniversitäten aus der

Zahl ihrer Mitglieder entsandt (Abs. 2).
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2In der Wahlordnung, die von der Landesärztekammer zu erlassen ist und der Genehmi-
gung des Staatsministeriums bedarf, kann die Dauer auf bis zu sechs Jahre verlängert wer-
den.

(2) Die medizinischen Fachbereiche der Landesuniversitäten entsenden je einen Dele-
gierten.

(3) 1Die um die Zahl der nach Abs. 2 zu entsendenden Delegierten verminderte
Gesamtzahl der Delegierten wird auf die ärztlichen Kreisverbände nach der Zahl ihrer
Mitglieder verteilt; auf jeden ärztlichen Kreisverband muss dabei mindestens ein zu
wählender Delegierter entfallen. 2Das Verteilungs- und Wahlverfahren wird im Übrigen
durch die Wahlordnung geregelt.

(4) Der Landesärztekammer gehören weiter die vorsitzenden Vorstandsmitglieder
der Landesärztekammer und die ersten vorsitzenden Vorstandsmitglieder der ärztlichen
Bezirksverbände an, soweit sie nicht bereits Delegierte sind.

(5) 1Die Delegiertenversammlung ist vom Vorstand mindestens einmal jährlich einzu-
berufen. 2Außerordentliche Delegiertenversammlungen sind vom Vorstand unverzüglich
unter Angabe des Verhandlungsgegenstands
1. auf Antrag von mindestens einem Drittel der Delegierten,
2. auf Anordnung der Landesärztekammer oder der Aufsichtsbehörde
zu einer binnen zwei Monaten nach Zugang des Antrags oder der Anordnung stattfinden-
den Zusammenkunft einzuberufen; in diesen Versammlungen ist Gelegenheit zu geben, den
Verhandlungsgegenstand in angemessenem Umfang zu erörtern. 3Im Fall des Satzes 2 Nr. 1
ist zur Beschlussfähigkeit mindestens die Anwesenheit der dort genannten Zahl von Dele-
gierten erforderlich, ansonsten sind außerordentliche Delegiertenversammlungen unbe-
schadet der Zahl der erschienenen Delegierten beschlussfähig; hierauf ist in den Ladun-
gen hinzuweisen. 4Ein weiterer Antrag nach Satz 2 Nr. 1 zu dem im wesentlichen gleichen
Gegenstand in derselben Wahlperiode ist nicht zulässig.

(6) 1Abweichend von Abs. 5 sowie von den auf Grundlage des Art. 14 Abs. 1 erlassenen
Vorschriften kann der Vorstand die Versammlung ohne persönliche Anwesenheit der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer als Online-Format im Wege elektronischer Kommunikation
durchführen. 2Die sichere Authentifizierung und die Möglichkeit zur ordnungsgemäßen
Stimmabgabe durch alle stimmberechtigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind sicher-
zustellen. 3Die elektronische Teilnahme gilt als Anwesenheit im Sinn des Abs. 5 Satz 3.

Art. 12
Verlust eines Delegiertensitzes

(1) Ein Delegierter verliert seinen Sitz in der Landesärztekammer
1. durch Verzicht, der dem Vorstand der Landesärztekammer gegenüber schriftlich erklärt

werden muss und unwiderruflich ist,
2. mit der Beendigung der Mitgliedschaft nach Art. 4 Abs. 1 bei einem ärztlichen Kreis-

verband im Freistaat Bayern,
3. durch Entziehung nach Art. 67 Abs. 1 Nr. 3.

(2) 1Der Verlust des Sitzes nach Abs. 1 Nr. 2 und das Ruhen des Mandats werden wirk-
sam, wenn ein entsprechender Beschluss des Vorstands der Landesärztekammer dem Dele-
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gierten zugestellt ist. 2Im Fall des Abs. 1 oder des Todes eines Delegierten ist der nach der
Wahlordnung nachrückende Ersatzdelegierte in gleicher Weise zu verständigen.

Art. 13
Vorstand der Landesärztekammer

(1) 1Der Vorstand der Landesärztekammer besteht aus dem ersten vorsitzenden Mit-
glied, höchstens zwei stellvertretenden vorsitzenden Mitgliedern, den ersten vorsitzen-
den Vorstandsmitgliedern der ärztlichen Bezirksverbände sowie höchstens zwölf aus der
Mitte der Delegierten zu wählenden Mitgliedern; das erste vorsitzende Mitglied führt
die Bezeichnung »Präsident« oder »Präsidentin«, die stellvertretenden Mitglieder führen
die Bezeichnung »Vizepräsident« oder »Vizepräsidentin«. 2Die Amtsdauer des Vorstands
beträgt vier Jahre. 3Art. 11 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die Delegierten der Landesärztekammer wählen die vorsitzenden Vorstandsmitglie-
der sowie aus ihrer Mitte die übrigen Vorstandsmitglieder und die erforderlichen Aus-
schüsse.

(3) Der Vorstand und die Ausschüsse können sich bis zu einem Siebtel ihrer Zahl durch
Zuwahl wählbarer Mitglieder der ärztlichen Kreisverbände ergänzen.

(4) Art. 12 Abs. 1 und 2 Satz 1 gelten für die Vorstands- und Ausschussmitglieder ent-
sprechend.

Art. 14
Satzung und Vertretung der Landesärztekammer

(1) Die Landesärztekammer gibt sich eine Satzung, die der Genehmigung des Staatsmi-
nisteriums bedarf.

(2) Das erste vorsitzende Vorstandsmitglied und jedes der stellvertretenden vorsitzen-
den Vorstandsmitglieder vertreten die Landesärztekammer nach Maßgabe der Satzung nach
außen.

Art. 15
Beitrags- und Gebührenerhebung

(1) Die Beschlüsse der Landesärztekammer und ihres Vorstands sind für die ärztlichen
Kreisverbände und Bezirksverbände bindend.

(2) 1Die Landesärztekammer ist berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben von allen Mit-
gliedern der ärztlichen Kreisverbände Beiträge2) zu erheben. 2Die Höhe der Beiträge wird
in einer Beitragsordnung festgesetzt, die von der Landesärztekammer zu erlassen ist und
der Genehmigung des Staatsministeriums bedarf.

(3) 1Die Landesärztekammer ist berechtigt, für die Inanspruchnahme von Kammerein-
richtungen und für Leistungen und Tätigkeiten, die sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben,
insbesondere auf dem Gebiet der Weiterbildung, erbringt, Kosten (Gebühren und Ausla-
gen) zu erheben. 2Die Gebühren sind nach dem Verwaltungsaufwand und der Bedeutung
der Angelegenheit für den Kostenschuldner zu bemessen. 3Die Gebührentatbestände und

2) Die Beitragsordnung der Landesapothekerkammer ist unter B I i abgedruckt.
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die Höhe der Gebühren setzt die Landesärztekammer durch Satzung fest, die der Geneh-
migung des Staatsministeriums bedarf.

(4) Beiträge und Kosten sind nach Maßgabe des Art. 40 beizutreiben.

Art. 16
Aufsicht über die Landesärztekammer

(1) 1Die Landesärztekammer steht unter der Aufsicht des Staatsministeriums. 2Dieses
kann insbesondere zu den Kammersitzungen Vertreter entsenden, denen auf Verlangen
jederzeit das Wort erteilt werden muss. 3Art. 9 Satz 2 und 3 finden entsprechende Anwen-
dung.

(2) 1Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Strahlenschutzgesetz und der
Strahlenschutzverordnung unterliegt die Landesärztekammer der Fachaufsicht des Staats-
ministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz. 2Art. 109 Abs. 2 und Art. 116 Abs. 1
GO finden entsprechende Anwendung.

Abschnitt II
Berufsausübung

Art. 17
Allgemeine Berufspflichten

Die Ärzte sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft auszuüben und dem ihnen im
Zusammenhang mit dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen.

Art. 18
Besondere Berufspflichten

(1) 1Die Ärzte, die ihren Beruf ausüben, haben insbesondere die Pflicht,
1. sich im fachlichen Rahmen ihrer Berufsausübung beruflich fortzubilden und sich dabei

über die für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu unterrichten,
2. soweit sie in eigener Praxis tätig sind, am ärztlichen Bereitschaftsdienst der kassenärztli-

chen Vereinigung Bayerns teilzunehmen und sich an dessen Finanzierung zu beteiligen,
3. über in Ausübung ihres Berufs gemachte Feststellungen und getroffene Maßnahmen

Aufzeichnungen zu fertigen,
4. sich gegen die aus der Ausübung ihres Berufs ergebenden Haftpflichtansprüche aus-

reichend zu versichern und dies auf Verlangen des zuständigen ärztlichen Bezirksver-
bands oder der Landesärztekammer nachzuweisen; die Landesärztekammer ist zustän-
dige Stelle im Sinn von § 117 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes. Die Versiche-
rungspflicht besteht für den Arzt persönlich, es sei denn, der Arzt ist in vergleichbarem
Umfang, insbesondere im Rahmen eines Anstellungs- oder Beamtenverhältnisses, gegen
Haftpflichtansprüche abgesichert.

2Die Führung einer ärztlichen Praxis in der Rechtsform einer juristischen Person des pri-
vaten Rechts oder einer Personenhandelsgesellschaft ist nicht statthaft.

(2) nicht abgedruckt
(3) nicht abgedruckt
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(4) Ärzte stellen auf Anfrage eines Patienten
1. im Hinblick auf eine geplante Behandlung Informationen

a) für eine sachkundige Entscheidung des Patienten hinsichtlich der von ihnen
erbrachten Gesundheitsdienstleistungen,

b) über die voraussichtlichen Kosten und die Preisgestaltung,
c) über das Vorliegen einer gültigen Berufszulassung und
d) über Bestehen und Umfang einer Berufshaftpflichtversicherung sowie

2. nach Abschluss der Behandlung klare Rechnungen
bereit.

(5) 1Das Nähere zu Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 regelt die Berufsordnung3); darin können
auch nähere Bestimmungen zu Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 getroffen werden. 2Sie hat zu Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 vorzusehen, dass die Teilnahmeverpflichtung nur für einen bestimmten regio-
nalen Bereich gilt und Befreiung von der Teilnahme am ärztlichen Bereitschaftsdienst aus
schwerwiegenden Gründen, insbesondere wegen körperlicher Behinderungen, besonders
belastender familiärer Pflichten oder wegen Teilnahme an einem klinischen Bereitschafts-
dienst mit Notfallversorgung auf Antrag ganz, teilweise oder vorübergehend erteilt werden
kann. 3Die Landesärztekammer ist berechtigt, der kassenärztlichen Vereinigung Bayerns
die für die Umsetzung der Verpflichtung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erforderlichen personen-
bezogenen Daten der privatärztlich tätigen Ärzte zu übermitteln.

Art. 19
Inhalt der Berufsordnung

Die Berufsordnung kann weitere Vorschriften über Berufspflichten im Rahmen des
Art. 17 enthalten, insbesondere über

1. die Einhaltung der Schweigepflicht und der sonst für die Berufsausübung geltenden
Rechtsvorschriften,

2. die Ausstellung von Gutachten und Zeugnissen,
3. die Praxisankündigung und Praxiseinrichtung,
4. die Durchführung von Sprechstunden und Hausbesuchen,
5. die gemeinsame Ausübung der Berufstätigkeit,
6. die Angemessenheit und Nachprüfbarkeit des Honorars,
7. das Ausmaß des Verbots oder der Beschränkung der Werbung,
8. die Verordnung und Empfehlung von Heil- und Hilfsmitteln,
9. das berufliche Verhalten gegenüber anderen Berufsangehörigen und die Zusammenar-

beit mit Angehörigen anderer Berufe,
10. die Beschäftigung von Vertretern, Assistenten und sonstigen Mitarbeitern,
11. die Ausbildung von Personal,
12. die Beteiligung an Maßnahmen der Qualitätssicherung,
13. die Beratung in berufsethischen und berufsrechtlichen Fragen vor der Durchführung

a) klinischer Versuche am Menschen,
b) epidemiologischer Forschungsvorhaben mit personenbezogenen Daten,
c) der Forschung mit vitalen menschlichen Gameten und Embryonen.

3) Die Berufsordnung für Apotheker ist unter B I h abgedruckt.
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Art. 20
Erlass der Berufsordnung

Die Berufsordnung wird von der Landesärztekammer erlassen und bedarf der Geneh-
migung des Staatsministeriums.

Abschnitt III
Spezifische Ausbildung in der Allgemeinmedizin; Praktische Ärzte

(nicht abgedruckt)
. . .

Abschnitt IV4)

Weiterbildung

Art. 27
Bezeichnungen

Ärzte können nach Maßgabe der Art. 28 bis 36 neben ihrer Berufsbezeichnung weitere
Bezeichnungen führen, die auf besondere Kenntnisse und Fähigkeiten in einem bestimmten
medizinischen Gebiet (Gebietsbezeichnung) oder Teilgebiet (Teilgebietsbezeichnung) oder
auf andere zusätzlich erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten (Zusatzbezeichnung) hinwei-
sen.

Art. 28
Fachrichtungen

(1) Die Bezeichnungen nach Art. 27 bestimmt die Landesärztekammer in den Fachrich-
tungen
1. Konservative Medizin,
2. Operative Medizin,
3. Nervenheilkundliche Medizin,
4. Theoretische Medizin,
5. Ökologische Medizin,
6. Methodisch-technische Medizin und
in Verbindungen dieser Fachrichtungen, wenn dies im Hinblick auf die medizinische Ent-
wicklung und eine angemessene ärztliche Versorgung erforderlich ist.

(2) Die Bestimmung von Bezeichnungen ist aufzuheben, wenn die in Abs. 1 genannten
Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind.

(3) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeichnungen »Allgemeinmedizin« und
»Öffentliches Gesundheitswesen«.

(4) 1Die in der Weiterbildungsordnung festzulegenden Voraussetzungen für den Erwerb
der die Allgemeinmedizin betreffenden Gebietsbezeichnung müssen den Mindestanforde-
rungen genügen, die an die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin gemäß Art. 28

4) Abschnitt IV ist wegen Art. 58 abgedruckt, der eine Berücksichtigung der Art. 27 bis 36 für die Weiterbildung der
Apotheker vorsieht.
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der Richtlinie 2005/36/EG gestellt werden. 2Die hiernach vorgesehene Gebietsbezeichnung
muss ferner der gemäß Art. 21 Abs. 7 Unterabs. 2 der Richtlinie nach Satz 1 einheitlich für
die Bundesrepublik Deutschland im Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemach-
ten Bezeichnung entsprechen.

Art. 29
Anerkennung zum Führen von Bezeichnungen

(1) 1Eine Bezeichnung nach Art. 27 darf führen, wer eine Anerkennung erhalten hat.
2Die Anerkennung erhält der Arzt, der die vorgeschriebene Weiterbildung erfolgreich
abgeschlossen hat.

(2) Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen auf verwandten Gebieten nebeneinander
geführt werden.

(3) Teilgebietsbezeichnungen dürfen nur zusammen mit der Bezeichnung des Gebiets
geführt werden, dem die Teilgebiete zugehören.

Art. 30
Ablauf der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung in den Gebieten und Teilgebieten erfolgt in praktischer Berufstä-
tigkeit und theoretischer Unterweisung.

(2) 1Die Weiterbildung in den Gebieten darf drei Jahre nicht unterschreiten und soll in
der Regel sechs Jahre nicht überschreiten. 2Die Weiterbildung darf erst begonnen werden,
wenn eine ärztliche Grundausbildung nach den Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG abge-
schlossen und nach den Vorschriften der Bundesärzteordnung anerkannt wurde, mit der
angemessene medizinische Grundkenntnisse erworben wurden.

(3) Die Weiterbildung in den Teilgebieten kann im Rahmen der Weiterbildung in dem
Gebiet durchgeführt werden, dem die Teilgebiete zugehören, wenn es die Weiterbildungs-
ordnung zulässt.

(4) 1Die Weiterbildung in den Gebieten und Teilgebieten hat der Weiterzubildende
ganztägig und in hauptberuflicher Stellung abzuleisten. 2Dies gilt auch für eine Weiter-
bildung in Bereichen, sofern in der Weiterbildungsordnung nichts anderes bestimmt ist.
3Zeiten bei einer Weiterbildungsstätte und einem weiterbildenden Arzt unter sechs Mona-
ten werden nur angerechnet, wenn sie vorgeschrieben sind. 4Die Landesärztekammer kann
von Satz 3 abweichende Bestimmungen für die Weiterbildung in einzelnen Gebieten und
Teilgebieten treffen sowie im einzelnen Ausnahmen zulassen, wenn es mit den Zielen der
Weiterbildung vereinbar ist.

(5) 1Die Weiterbildung kann mit vorheriger Zustimmung der Landesärztekammer nach
näherer Maßgabe der Weiterbildungsordnung in einem geringeren Umfang als der üblichen
wöchentlichen Arbeitszeit erfolgen, wenn eine Weiterbildung in Vollzeittätigkeit aus stich-
haltigem Grund nicht möglich oder nicht zumutbar ist und wenn und soweit eine Teil-
zeittätigkeit das Ziel der Weiterbildung im jeweiligen Gebiet, Teilgebiet oder Bereich nicht
beeinträchtigt. 2Die Weiterbildungszeit verlängert sich entsprechend.

(6) Eine Zeit beruflicher Tätigkeit, in der auch eine eigene Praxis ausgeübt wird, ist auf
Weiterbildungszeiten für die Gebiete und Teilgebiete nicht anrechnungsfähig.
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(7) Die Weiterbildung umfasst insbesondere die für den Erwerb der jeweiligen Bezeich-
nung nach Art. 27 erforderliche Vertiefung der Kenntnisse und Fähigkeiten in der Ver-
hütung, Erkennung und Behandlung von Krankheiten, Körperschäden und Leiden, ein-
schließlich der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt, sowie in den notwen-
digen Maßnahmen der Rehabilitation.

(8) Das Staatsministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Voraussetzun-
gen für die Erteilung der Anerkennung in dem Gebiet »Öffentliches Gesundheitswesen«,
insbesondere Inhalt und Dauer der Weiterbildung im Rahmen des Abs. 2 zu regeln.

Art. 31
Weiterbildungsermächtigung und Weiterbildungsstätten

(1) 1Die Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten wird unter verantwortlicher Lei-
tung ermächtigter Ärzte in einem Universitätszentrum, einer Universitätsklinik oder in
einer hierzu von der zuständigen Behörde oder Stelle zugelassenen Einrichtung der ärztli-
chen Versorgung (Weiterbildungsstätten) durchgeführt. 2Die Weiterbildungsordnung kann
vorsehen, dass auch die Weiterbildung in Bereichen unter verantwortlicher Leitung ent-
sprechend ermächtigter Ärzte durchgeführt wird. 3Die Weiterbildung in Gebieten und Teil-
gebieten kann nach näherer Maßgabe der Weiterbildungsordnung auch bei einem ermäch-
tigten niedergelassenen Arzt durchgeführt werden. 4Die Weiterbildung im Gebiet »Öffent-
liches Gesundheitswesen« wird in besonderen, vom Staatsministerium bestimmten Ein-
richtungen durchgeführt.

(2) 1Die Ermächtigung zur Weiterbildung nach Absatz 1 kann nur erteilt werden, wenn
der Arzt fachlich und persönlich geeignet ist und wenn und soweit die Voraussetzungen
nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 vorliegen. 2Sie kann für ein Gebiet oder Teilgebiet nur
erteilt werden, wenn der Arzt die entsprechende Bezeichnung führt; sie kann mehreren
Ärzten gemeinsam erteilt werden. 3Satz 2 Halbsatz 1 gilt für eine in der Weiterbildungsord-
nung festzulegende angemessene Übergangszeit nicht, wenn die Landesärztekammer nach
Art. 28 Abs. 1 eine neue Bezeichnung bestimmt.

(3) 1Der ermächtigte Arzt ist verpflichtet, die Weiterbildung entsprechend den Weiter-
bildungsbestimmungen dieses Gesetzes sowie der Weiterbildungsordnung durchzuführen.
2Über die Weiterbildung hat er in jedem Einzelfall ein Zeugnis auszustellen.

(4) 1Die Zulassung einer Krankenhausabteilung als Weiterbildungsstätte setzt voraus,
dass
1. Patienten in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden, dass der weiterzubil-

dende Arzt die Möglichkeit hat, sich mit den typischen Krankheiten des Gebiets, Teil-
gebiets oder Bereichs, auf das sich die Bezeichnung nach Art. 27 bezieht, vertraut zu
machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Erfordernissen der medizinischen
Entwicklung Rechnung tragen und

3. regelmäßige Konsiliartätigkeit ausgeübt wird.
2Dies gilt sinngemäß für Institute und andere Einrichtungen.

(5) Mit der Beendigung der Tätigkeit des Arztes an der Weiterbildungsstätte erlischt
seine Ermächtigung zur Weiterbildung.
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l) Richtlinie zum Erwerb des Fortbildungszertifikats der
Bayerischen Landesapothekerkammer (BLAK)

für Apotheker (m/w/d)1)

Vom 9. Juni 2021
(PZ 2021, S. 1899 ff.)

Präambel
. . .

§ 1
Zweckbestimmung

Die Richtlinie dient der Förderung der Fortbildung und bietet den Mitgliedern der
BLAK die Möglichkeit, ihre Teilnahme an anerkannten Fortbildungsmaßnahmen durch ein
Fortbildungszertifikat zu dokumentieren. Sie regelt zudem die Akkreditierung von Fort-
bildungsmaßnahmen im Rahmen des Fortbildungszertifikats.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Das Fortbildungszertifikat ist ein Nachweis, dass sich der Berufsangehörige im
Sinne des HKaG und der BO fortgebildet hat.

(2) Akkreditierung ist die Bestätigung, dass die Fortbildungsmaßnahme die Kriterien
für die Anerkennung im Rahmen des Fortbildungszertifikats erfüllt.

(3) Anbieter (Fortbildungsanbieter) ist die natürliche oder juristische Person, die Fort-
bildungsmaßnahmen anbietet bzw. vertreibt.

(4) Antragsteller ist, wer im Auftrag oder in Vollmacht des Anbieters die Akkredi-
tierung einer Fortbildungsmaßnahme im Rahmen des Fortbildungszertifikats beantragt.
Antragsteller kann auch der Anbieter sein.

(5) Fortbildungspunkt ist die Maßeinheit, in welchem Umfang die anerkannte Fortbil-
dungsmaßnahme zur Fortbildung beiträgt.

(6) Fortbildungsmodul ist ein in sich abgeschlossener Teil einer Fortbildungsmaß-
nahme, für das bei erfolgreicher Absolvierung mindestens ein Fortbildungspunkt erworben
werden kann. Werden Fortbildungsmodule unabhängig voneinander angeboten, gelten sie
als jeweils eigenständige Fortbildungsmaßnahme.

(7) Fachliche Moderation ist die Tätigkeit als Moderator im Rahmen einer Fortbil-
dungsmaßnahme.

1) Soweit in dieser Richtlinie aus Gründen der besseren Lesbarkeit männliche Bezeichnungen verwendet werden,
geschieht dies, ohne hiermit diskriminieren zu wollen.
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(8) Autorenschaft ist die Anfertigung einer fachlichen Publikation durch einen oder
mehrere Autoren/Verfasser.

(9) Innerbetriebliche Fortbildung ist eine Fortbildungsmaßnahme, beispielsweise in
Form von Vorträgen, Seminaren oder Workshops, die innerhalb eines Betriebes veranstaltet
wird und sich an dessen Mitarbeiter richtet.

§ 3
Fortbildungszertifikat

(1) Das Fortbildungszertifikat wird auf Antrag mit einer Gültigkeit von drei Jahren
nach Maßgabe der folgenden Absätze erteilt. Während der Gültigkeitsdauer des Fortbil-
dungszertifikats wird kein weiteres Fortbildungszertifikat erteilt.

(2) Voraussetzung für die Ausstellung des Fortbildungszertifikats ist, dass der Berufs-
angehörige in dem Zeitraum von höchstens drei Jahren vor Antragstellung mindestens 150
Fortbildungspunkte erworben hat. Von diesen müssen mindestens 120 Fortbildungspunkte
durch Teilnahme an anerkannten Fortbildungsmaßnahmen aus mindestens zwei Katego-
rien gemäß § 4 Absatz 1 mit Ausnahme der Kategorien 8 und 9 nachgewiesen werden. Von
Satz 2 kann aus berechtigtem Grund, insbesondere bei einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite, abgewichen werden. Ebenso kann der Zeitraum nach Satz 1 aus einem
solchem berechtigtem Grund um bis zu einem Jahr verlängert werden. Die Entscheidung
nach den Sätzen 3 und 4 obliegt dem Vorstand.

(3) Der Nachweis der Fortbildungspunkte für Fortbildungsmaßnahmen gemäß § 4
wird wie folgt geführt:
1. in den Kategorien 1a, 1b, 2, 3 und 7 durch Teilnahmebescheinigungen für Fortbildungs-

maßnahmen, die mindestens für die Zielgruppe, der der Berufsangehörige angehört,
akkreditiert wurden

2. in den Kategorien 6a und 6b durch eine vom Fortbilder unterschriebene Bescheinigung
3. in der Kategorie 4a durch Vorlage einer Fotokopie einer Veröffentlichung oder Beschei-

nigung, aus der die Tätigkeit hervorgeht, z.B. das Fortbildungsprogramm
4. in der Kategorie 5 durch Fotokopie der Publikation
5. in der Kategorie 4c durch Vorlage einer Fotokopie einer Veröffentlichung, aus der die

Tätigkeit hervorgeht, alternativ durch Vorlage einer Bescheinigung des Anbieters
6. in der Kategorie 4b durch eine Bestätigung des Ausbildungsinstituts
7. in der Kategorie 8 durch eine vom Fortbilder unterschriebene Bescheinigung
Die BLAK kann verlangen, dass der Nachweis der Fortbildungspunkte elektronisch
erfolgt.

(4) Fortbildungsmaßnahmen der Kategorien 1a, 1b, 2, 3 und 7 bedürfen grundsätzlich
der Akkreditierung, um die Teilnahme daran für das Fortbildungszertifikat anerkennen zu
können.

(5) Die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen, die durch andere Apothekerkammern,
die Bundesapothekerkammer oder andere Heilberufskammern akkreditiert wurden, kann
grundsätzlich für das Fortbildungszertifikat angerechnet werden.

(6) Die Gebühren für die Erteilung des Fortbildungszertifikats bemessen sich nach dem
Gebührenverzeichnis als Anlage zur Gebührenordnung.
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§ 4
Bewertung von Fortbildungsmaßnahmen

(1) Fortbildungsmaßnahmen werden mit Punkten bewertet:

Kategorie Fortbildungsart Bewertung

1a Seminar, Workshop, Praktikum,
wissenschaftliche Exkursion, In-
verted Teaching

1 Fortbildungspunkt für bis zu 45
Minuten, maximal 8 Fortbildungs-
punkte pro Tag

1b Pharmazeutischer Qualitätszirkel,
interdisziplinärer Gesprächskreis
(insbesondere Arzt-Apotheker-
Gesprächskreis)

2 Kongress

3 Vortrag

4a Tätigkeit als Referent oder Leiter
einer Fortbildungsmaßnahme der
Kategorien 1a, 1b, 2 und/oder 3
oder als Autor einer Fortbildungs-
maßnahme der Kategorie 7

2 Fortbildungspunkte für bis zu 45
Minuten

4b Nebenberufliche Lehrtätigkeit im
Rahmen der Ausbildung der Beru-
fe gemäß § 1a Absatz 2 ApBetrO
sowie pharmazeutisch-kaufmänni-
scher Berufe

1 Fortbildungspunkt pro Unter-
richtseinheit, maximal 20 Fortbil-
dungspunkte pro Jahr

4c Fachliche Moderation einer Fort-
bildungsmaßnahme der Kategori-
en 1a, 1b, 2 und/oder 3

1 zusätzlicher Fortbildungspunkt
pro Fortbildungsmodul
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Kategorie Fortbildungsart Bewertung

5 Autorenschaft Ab einer und bis zu neun Druck-
seiten: 3 Fortbildungspunkte pro
Beitrag
Ab zehn Druckseiten: 6 Fortbil-
dungspunkte pro Beitrag
Buchbeiträge: pauschal 15 Fortbil-
dungspunkte
Buch als alleiniger Autor: pauschal
25 Punkte
Maximal 30 Fortbildungspunkte
pro Jahr

6a Hospitation in Kombination mit
anerkannten Fortbildungsmaßnah-
men der Kategorien 1a, 1b und/
oder 3

1 Fortbildungspunkt für bis zu 45
Minuten, maximal 8 Fortbildungs-
punkte pro Tag

6b Fachliche Patientenfallbearbeitung
in Textform in Kombination mit
anerkannten Fortbildungsmaßnah-
men der Kategorien 1a, 1b und/
oder 3

Pro eingereichtem Fall 3 Fortbil-
dungspunkte, maximal 15 Fortbil-
dungspunkte pro Jahr

7 Fortbildungsmaßnahme für das ei-
genständige Lernen mit Lerner-
folgskontrolle, z.B. Fortbildungs-
artikel, Lernvideo, Webcast, Au-
dio-Fortbildung

1 Fortbildungspunkt für bis zu 45
Minuten Bearbeitungszeit, sofern
die Lernerfolgskontrolle erfolg-
reich absolviert wurde. Die Zeit
für die Bearbeitung der Lerner-
folgskontrolle ist zusätzlich zu er-
bringen.

8 Innerbetriebliche Fortbildung Maximal 10 Fortbildungspunkte
pro Jahr

9 Fortbildungsmaßnahme für das ei-
genständige Lernen ohne Lerner-
folgskontrolle, z.B. Fortbildungs-
artikel, Lernvideo, Webcast, Au-
dio-Fortbildung (Selbststudium)

Maximal 5 Fortbildungspunkte
pro Jahr



B

Fortbildungszertifikat der Landesapothekerkammer B I l

Seite 5

Tanner/Paschen Akt.lfg. 103 (2021)

(2) Wird bei Fortbildungsmaßnahmen der Kategorien 1a, 1b, 2 und 3 eine Lernerfolgs-
kontrolle angeboten, kann für deren erfolgreiche Absolvierung zusätzlich maximal 1 Fort-
bildungspunkt vergeben werden. Die Zeit für die Bearbeitung der Lernerfolgskontrolle ist
zusätzlich zu erbringen.

(3) Fortbildungspunkte werden nur als ganze Punkte vergeben.

(4) Fortbildungspunkte können entsprechend der Absätze 1 bis 3 auch für akkreditierte
Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der Weiterbildung für Apotheker vergeben wer-
den.

(5) Die Anerkennung von Fortbildungspunkten für die Tätigkeit als Autor/Verfasser
gemäß Kategorie 5 erfolgt, sofern die Publikation grundsätzlich die Vorgaben der »Quali-
tätskriterien für Fortbildungsmaßnahmen – Empfehlungen der Bundesapothekerkammer«
sinngemäß erfüllt. Dies betrifft vor allem die Anforderungen an die Zielgruppe, die The-
menauswahl, das fachliche Niveau, die wissenschaftliche Korrektheit, die Aktualität, die
Objektivität und die kritische Beurteilung der Inhalte sowie die Neutralität und Transpa-
renz.

§ 5
Akkreditierung von Fortbildungsmaßnahmen

(1) Die BLAK akkreditiert Fortbildungsmaßnahmen
1. der Kategorien 1a, 1b, 2, 3 oder 7 gemäß § 4 Absatz 1,
2. die im örtlichen Zuständigkeitsbereich der BLAK durchgeführt werden oder die sich

überwiegend an Berufsangehörige aus diesem Zuständigkeitsbereich richten,
3. die sich an Apotheker richten und
4. deren Absolvierung für das Fortbildungszertifikat anerkannt werden soll.

(2) Die Akkreditierung einer Fortbildungsmaßnahme erfolgt auf Antrag des Antragstel-
lers. Der Antrag soll spätestens 4 Wochen vor dem Beginn oder dem Termin der Fortbil-
dungsmaßnahme gestellt werden. Es sind im Antrag alle erforderlichen Angaben, die im
Antragsformular der BLAK abgefragt werden (insbesondere Angabe: Veranstalter, Mitver-
anstalter, Ansprechpartner, Veranstaltungstitel, Referent, Moderator, Seminarleiter, Ver-
anstaltungsorte und -zeiten; Art der Veranstaltung, Dauer ohne Pausen, Beginn/Ende,
Angaben zu Lernerfolgskontrollen, Zielgruppen, Teilnahmegebühr, Bewertungen ande-
rer Kammern, Erklärung zum Führen eines Teilnehmerverzeichnisses, Anzahl benötig-
ter Teilnehmercodes), zu machen, sowie alle dort geforderten Anlagen (insbesondere Pro-
gramm, Skript, Veranstaltungseinladung) beizufügen. Der Antrag gilt erst dann als recht-
zeitig gestellt, wenn der Antrag vollständig samt den erforderlichen Anlagen der BLAK
vorliegt. Die BLAK behält sich vor, weitere Unterlagen oder Informationen über die Fort-
bildungsmaßnahme einzufordern.

(3) Die »Qualitätskriterien für Fortbildungsmaßnahmen – Empfehlungen der Bundes-
apothekerkammer« in der zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Fassung sind zu
beachten.

(4) Sind die Voraussetzungen erfüllt, erteilt die BLAK nach Maßgabe von § 4 Absatz 1
bis 3 eine mit der Anzahl der Fortbildungspunkte verbundene Akkreditierung der Fortbil-
dungsmaßnahme mit einem Geltungszeitraum von höchstens einem Jahr.
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(5) Besteht eine Fortbildungsmaßnahme aus mehreren Fortbildungsmodulen, wird für
jedes Modul gesondert über die Akkreditierung entschieden. Der Anbieter hat die Teil-
nehmer darüber in geeigneter Weise zu informieren. Die Absolvierung nicht akkreditierter
Fortbildungsmodule darf nicht Voraussetzung für den erfolgreichen Abschluss der Fortbil-
dungsmaßnahme sein.

(6) Lernerfolgskontrollen müssen außer den in den Qualitätskriterien für Fortbildungs-
maßnahmen – Empfehlungen der Bundesapothekerkammer formulierten Vorgaben fol-
gende Voraussetzungen erfüllen:

1. Werden für die Lernerfolgskontrolle ausschließlich Single-Choice- und/oder Multiple-
Choice-Fragen verwendet, sind mindestens zehn Fragen pro zu vergebenden Punkt zu
stellen.

2. Die Lernerfolgskontrolle ist erfolgreich abgeschlossen, wenn mindestens 70 Prozent
der Fragen richtig beantwortet wurden.

(7) Sofern für den Zugang zu Online-Fortbildungsmaßnahmen Zugangsdaten erforder-
lich sind, stellt der Fortbildungsanbieter diese der BLAK grundsätzlich bei Antragstellung
kostenlos zur Verfügung.

(8) Die Verwendung rechtlich unzulässiger Bezeichnungen im Zusammenhang mit der
Durchführung der Fortbildungsmaßnahme oder Werbung hierfür kann ebenso wie die Ver-
mittlung rechtlich unzutreffender Fortbildungsinhalte und Materialien ganz oder teilweise
zur Ablehnung der Akkreditierung führen. Gleiches gilt, wenn die Fortbildungsinhalte und
Materialien

1. von anerkannten fachlichen Standards abweichen, ohne dass dies ausreichend kenntlich
gemacht wird und/oder

2. kommerzielle und/oder werbliche Interessen enthalten.

(9) Die Entscheidung erfolgt durch den Ausschuss für Aus- und Fortbildung. Dieser
kann Einzelentscheidungen nach von ihm vorgegebenen Kriterien auf die Mitarbeiter der
Kammergeschäftsstelle übertragen.

§ 6
Pflichten des Anbieters

(1) Die BLAK behält sich vor, akkreditierte Fortbildungsmaßnahmen in geeigneter
Weise zu überprüfen. Hierbei hat der Anbieter sie zu unterstützen; insbesondere ist auf
Verlangen einem Vertreter von ihr die kostenfreie Teilnahme zu ermöglichen.

(2) Der Anbieter der Fortbildungsmaßnahme führt eine Teilnehmerliste. Um in Zusam-
menarbeit mit den Apothekerkammern der Länder und der Bundesapothekerkammer die
erfolgreiche Teilnahme an der Fortbildungsmaßnahme im Rahmen der Beantragung des
Fortbildungszertifikats überprüfen zu können, hat der Veranstalter auf Verlangen der
BLAK die Einsicht in die Teilnehmerliste zu gewähren. Da für das Fortbildungszertifikat
die Teilnahmen über einen Zeitraum von drei Jahren berücksichtigt werden können, hat
der Anbieter die Teilnehmerliste ab dem Datum der Teilnahme vier Jahre aufzubewahren
und der BLAK auf Anforderung zur Verfügung zu stellen sowie ggf. die Ergebnisse der
Lernerfolgskontrollen offenzulegen.
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(3) Der Anbieter ist verpflichtet, sich an geltendes Recht zu halten. Dies betrifft u.a. die
gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz, Urheberrecht, Fernunterricht und Teleme-
dien.

(4) Der Anbieter stellt den Teilnehmern bei erfolgreicher Teilnahme eine Teilnahmebe-
scheinigung aus. Diese muss unter Angabe von Ausstellungsort und -datum den Namen
des Veranstalters, den Titel und das Datum der Veranstaltung, den Namen des Teilnehmers
und die Anzahl der Fortbildungspunkte für die erfolgreiche Teilnahme enthalten. Zudem
ist darauf anzugeben, dass die BLAK diese Fortbildung unter welcher Kennziffer/Akkre-
ditierungsnummer für welche Berufsgruppe/n in welcher Fortbildungskategorie mit wel-
cher Gültigkeitsdauer akkreditiert hat. Folgender Hinweis ist aufzubringen: »Die von den
Teilnehmern innerhalb der Gültigkeitsdauer erworbenen Punkte verfallen nach Ablauf der
Gültigkeit der Akkreditierung nicht. Die erworbenen Punkte können innerhalb von drei
Jahren bei der zuständigen Kammer eingereicht werden.«

Bei modular unterteilten Fortbildungsmaßnahmen kann die Teilnahme nur für die
jeweils erfolgreich absolvierten Module oder für die gesamte Fortbildungsmaßnahme
bescheinigt werden. Die Entscheidung obliegt dem Anbieter.

§ 7
Kosten für das Akkreditierungsverfahren

Die Gebühren für das Akkreditierungsverfahren bemessen sich nach dem Gebührenver-
zeichnis als Anlage zur Gebührenordnung.

§ 8
Verwaltungsverfahren

Ablehnung, Rücknahme und Widerruf einer Akkreditierung oder eines Fortbildungs-
zertifikates richten sich nach den Vorschriften des Bayerischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes. Im Falle der Akkreditierung kann dies insbesondere damit begründet werden, dass
der Anbieter gegen Bestimmungen dieser Richtlinie oder die Qualitätskriterien für Fortbil-
dungsmaßnahmen – Empfehlungen der Bundesapothekerkammer verstößt.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtli-
nie zum Erwerb des Fortbildungszertifikates der Bayerischen Landesapothekerkammer für
Apothekerinnen und Apotheker vom 23. Mai 2003, zuletzt geändert am 10.11.2010, außer
Kraft.
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III. Öffentlicher Gesundheitsdienst

1) Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst
(Gesundheitsdienstgesetz – GDG)

Vom 10. Mai 2022
(GVBl. S. 182, BayRS 2120-12-G),

zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023
(GVBl. S. 431)

– Auszug –

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

Kapitel 1
Behörden

Art. 1
Allgemeine Gesundheitsbehörden

(1) Gesundheitsbehörden sind
1. das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (Staatsministerium) als oberste

Gesundheitsbehörde,
2. die Regierungen als höhere Gesundheitsbehörden,
3. die Landratsämter und die nach Abs. 2 bestimmten Behörden als untere Gesundheits-

behörden (Gesundheitsämter) und
4. das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (Landesamt) als dem Staats-

ministerium für dessen Geschäftsbereich unmittelbar nachgeordnete Behörde.
(2) Für die kreisfreien Städte sind zuständiges Gesundheitsamt:

1. die jeweils zuständigen Stellen der Landeshauptstadt München und der Städte Nürn-
berg, Augsburg, Ingolstadt und Memmingen jeweils für ihr Gebiet (kommunale
Gesundheitsämter),

2. das Landratsamt, dessen Gebiet eine kreisfreie Gemeinde vollständig umschließt oder
den gleichen Namen wie diese kreisfreie Gemeinde trägt,

3. das Landratsamt Erlangen-Höchstadt für die Stadt Erlangen,
4. das Landratsamt Roth für die Stadt Schwabach.

(3) 1Das Landratsamt Erding ist zuständig für das gesamte Gebiet des Flughafens Mün-
chen einschließlich des zum Landkreis Freising gehörenden Gebietsteils. 2Die Aufgaben
des Landesamts bleiben hiervon unberührt. 3Das Gebiet des Flughafens ergibt sich aus der
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Anlage C1-03b des Planfeststellungsbeschlusses der Regierung von Oberbayern, der bei
der Regierung aufliegt und dort von jedermann eingesehen werden kann.

(4) 1Die kreisfreien Gemeinden erfüllen die Aufgaben der Gesundheitsämter als Auf-
gaben im übertragenen Wirkungskreis. 2Art. 83 der Verfassung, Art. 57 der Gemeindeord-
nung und Art. 51 der Landkreisordnung bleiben unberührt.

(5) Den Gesundheitsämtern müssen Ärzte und sonst erforderliches Fachpersonal in
ausreichender Zahl angehören.

Art. 2
Besondere Gesundheitsbehörden

(1) 1Bei den Oberlandesgerichten Bamberg, München und Nürnberg bestehen gerichts-
ärztliche Dienste als sachverständige Stellen für die Gerichte und Staatsanwaltschaften der
ordentlichen Gerichtsbarkeit. 2Sie unterstehen der Aufsicht der Regierungen. 3Das Staats-
ministerium

1. bestellt im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Justiz die Leiter der gerichts-
ärztlichen Dienste,

2. bestimmt durch Rechtsverordnung ihre Aufgaben und

3. kann durch Rechtsverordnung

a) Außenstellen einrichten und

b) einzelne Aufgaben der gerichtsärztlichen Dienste universitären Einrichtungen über-
tragen.

(2) 1Der polizeiärztliche Dienst ist eine Behörde des Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes, soweit er für die Beschäftigten der Bayerischen Polizei und des Landesamts für Ver-
fassungsschutz an Stelle der Gesundheitsämter oder der Regierung diejenigen Aufgaben
wahrnimmt, die sich im Zusammenhang mit dem Dienst- und Tarifrecht ergeben. 2Aus
Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kann jedoch im Einzelfall das zuständige
Gesundheitsamt um Wahrnehmung dieser Aufgaben ersucht werden.

(3) 1Die Abnahme der Apotheken und ihre Überwachung hinsichtlich der Sicherstel-
lung der ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung der Bevölkerung erfolgt durch hierfür
von der Regierung im Einvernehmen mit der Landesapothekerkammer bestellte sachver-
ständige Apotheker (Pharmazieräte). 2Örtlich zuständige Regierung ist

1. die Regierung von Oberbayern für die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern
und Schwaben und

2. die Regierung von Oberfranken für die Regierungsbezirke Oberfranken, Mittelfranken,
Unterfranken und die Oberpfalz.

3Die Aufwendungen für die Tätigkeit der Pharmazieräte trägt die Landesapothekerkam-
mer, soweit sie nicht einem Dritten aufzuerlegen sind oder von einem Dritten nicht einge-
zogen werden können. 4Die Aufgaben der Landesapothekerkammer bleiben unberührt.
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Art. 3
Beliehene

(1) 1Durch öffentlich-rechtlichen Vertrag können befristet
1. einzelne abgrenzbare Aufgaben und Befugnisse der Gesundheitsbehörden nach inter-

nationalem, europäischem, Bundes- oder Landesrecht und
2. die Vornahme von Untersuchungen und Begutachtungen sowie die Ausstellung von

gesundheitsbezogenen Zeugnissen und Bescheinigungen
auf Personen des Privatrechts übertragen werden (Beleihung), wenn keine überwiegenden
öffentlichen Interessen entgegenstehen. 2Beliehen werden kann, wer zuverlässig sowie von
den betroffenen Wirtschaftskreisen unabhängig ist und gewährleistet, dass die für die Kon-
trolle maßgeblichen Rechtsvorschriften beachtet werden.

(2) 1Die Beleihung erfolgt durch die Regierung im Einvernehmen mit dem Staatsminis-
terium, wenn sich die Angelegenheit auf einen Regierungsbezirk beschränkt, im Übrigen
durch das Staatsministerium selbst. 2Die Beleihung, die beliehene Person, die ihr übertrage-
nen Aufgaben und Befugnisse, ihr Zuständigkeitsbereich sowie das Ende der Beleihungs-
frist sind in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen. 3Die Beliehenen unterstehen
staatlicher Fachaufsicht.

(3) In der Beleihung kann bestimmt werden, dass die beliehene Person zur Vornahme
von Maßnahmen der internen und externen Qualitätssicherung verpflichtet ist.

Kapitel 2
Zuständigkeiten

Art. 4
Aufgaben der Gesundheitsbehörden, Regelzuständigkeit der Gesundheitsämter

(1) Die Gesundheitsbehörden erfüllen in Bezug auf die menschliche Gesundheit alle
Aufgaben des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (Gesundheitsaufgaben).

(2) 1Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die Gesundheitsämter sachlich zuständig.
2Das gilt auch für diejenigen Aufgaben, die in anderen Bestimmungen den Amtsärzten oder
den beamteten Ärzten zugewiesen sind.

Art. 5
Beurteilung der Dienstfähigkeit

1Für die Beurteilung der Dienstunfähigkeit nach § 26 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenstatusge-
setzes (BeamtStG) und im Rahmen des Art. 65 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Beamtengeset-
zes, der Wiederherstellung der Dienstfähigkeit sowie der begrenzten Dienstfähigkeit nach
§ 27 Abs. 1 BeamtStG sind für Beamte und Richter des Freistaates Bayern die Regierungen
zuständig. 2Art. 2 Abs. 2 bleibt unberührt.

Art. 6
Zusammenwirken mit anderen Behörden und Stellen

(1) 1Die Gesundheitsbehörden arbeiten vertrauensvoll mit allen anderen Behörden und
Stellen zusammen, die Aufgaben im Gesundheits- oder Veterinärwesen oder dem gesund-
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heitlichen Verbraucherschutz wahrnehmen. 2Sie sollen eine Vernetzung ihrer Informatio-
nen und Aktivitäten sowie der auf diesen Gebieten tätigen öffentlichen und privaten Stellen
ermöglichen, soweit nicht datenschutzrechtliche Bestimmungen oder Bestimmungen über
die Geheimhaltung entgegenstehen.

(2) 1Soweit eine staatliche Behörde für das Gebiet einer kreisfreien Gemeinde als
zuständiges Gesundheitsamt bestimmt ist, soll sie die kreisfreie Gemeinde rechtzeitig über
alle Angelegenheiten informieren, die für die Wahrnehmung der Aufgaben und Befug-
nisse durch die kreisfreie Gemeinde von Bedeutung sein können. 2Soweit eine kreisfreie
Gemeinde nicht oder nicht in allen Bereichen selbst als Gesundheitsamt zuständig ist, soll
sie das für ihr Gebiet zuständige Gesundheitsamt bei ihren Entscheidungen beteiligen.

(3) Die Gesundheitsämter sind in Planungsverfahren, die für die Gesundheit von Men-
schen von Bedeutung sind, zu beteiligen.

(4) Staatliche und kommunale Aufgabenträger können zur gemeinsamen Wahrneh-
mung von Aufgaben öffentlich-rechtliche Verträge nach Art. 54 bis 62 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) schließen.

Teil 2
Aufgaben und Befugnisse

Kapitel 1
Allgemeine Aufgaben

Art. 7
Aufklärung, Information, Prävention

(1) 1Die Gesundheitsbehörden sowie das Landesamt klären im Interesse der öffentli-
chen Gesundheit über die Möglichkeiten der Gesundheitsförderung, Prävention und die
Schaffung und Erhaltung gesunder Lebensbedingungen auf. 2Sie regen geeignete gesund-
heitsfördernde, präventive, umwelt- und sozialmedizinische Maßnahmen an.

(2) 1Die Gesundheitsämter klären die Bevölkerung in Fragen der Gesundheit in kör-
perlicher, psychischer und sozialer Hinsicht auf und beraten über Gesunderhaltung und
Krankheitsverhütung. 2Die Aufklärung und Beratung durch andere staatliche Stellen, nie-
dergelassene Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten und Apotheker, Krankenkassen sowie
Vereinigungen und Verbände bleibt unberührt. 3Auf den Gebieten der Gesundheitsvor-
sorge und der Gesundheitshilfe bieten sie insbesondere folgende Dienste an:
1. Familienberatung und Beratung bei der Familienplanung einschließlich der Beratung

Schwangerer über Dienste und Einrichtungen zur Vermeidung, Erkennung und Besei-
tigung von Gesundheitsgefahren während der Schwangerschaft,

2. gesundheitliche Beratung für Menschen, die an einer Sucht, an einer psychischen
Krankheit, einer chronischen Krankheit oder an einer Behinderung leiden, von ihr
bedroht oder dadurch gefährdet sind, über Personen, Einrichtungen und Stellen, die
vorsorgende, begleitende und nachsorgende Hilfen gewähren können.

4Sozial benachteiligte, besonders belastete oder schutzbedürftige Bürgerinnen und Bürger
sowie die Förderung und der Schutz von älteren Menschen haben dabei einen besonderen
Stellenwert.
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5Ergänzend bieten die Gesundheitsämter Hilfen bei der Bewältigung psychosozialer
Problemlagen an.

(3) Die Gesundheitsämter wirken als fachkundige Stellen mit bei der Erfüllung der
sonstigen Aufgaben der Kreisverwaltungsbehörden, insbesondere
1. bei der Überwachung von Heimen und ähnlichen Einrichtungen im Hinblick auf die

Gesundheit der Bewohner,
2. bei gesundheitsrelevanten Fragen im Rahmen der Hilfe für Personen in besonderen

Lebenslagen, insbesondere psychisch kranken Personen, die von einer Unterbringung
bedroht sind,

3. in Fragen der Daseinsvorsorge und Siedlungshygiene.

Art. 8
Gutachten, Zeugnisse, Bescheinigungen

Nach Maßgabe gesonderter Vorschriften nehmen die Gesundheitsämter Untersuchun-
gen und Begutachtungen vor und erstellen hierüber Gutachten, Zeugnisse und Bescheini-
gungen.

Art. 9
Fachliche Grundlagen

(1) 1Die Gesundheitsbehörden bedienen sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben der Metho-
den der Risikoanalyse, des Risikomanagements und der Risikokommunikation. 2Dazu
können nichtpersonenbezogene Daten erhoben, gesammelt, analysiert und zum Zweck der
Risikoanalyse und Risikobewertung an das Landesamt weitergegeben werden. 3Die Behör-
den tauschen mit anderen Behörden und Stellen Informationen über Risiken aus und wir-
ken an der Erarbeitung von Konzepten über Möglichkeiten ihrer Bewältigung mit.

(2) Als fachliche Grundlage für ihre Maßnahmen beobachten die Gesundheitsbehörden
die gesundheitlichen Verhältnisse der Menschen, sammeln darüber Erkenntnisse und nicht-
personenbezogene Daten, bereiten sie auf und werten sie aus.

Kapitel 2
Besondere Aufgaben

Art. 10
Unerlaubte Heilkundeausübung, Versicherungs- und Anzeigepflichten

(1) 1Die Gesundheitsbehörden achten darauf, dass niemand unerlaubt die Heilkunde
oder die Zahnheilkunde ausübt. 2Ergeben sich hierfür Anhaltspunkte, übermitteln sie diese
den zuständigen Sicherheitsbehörden und speichern die erforderlichen Vorgangsdaten.

(2) 1Die Angehörigen der gesetzlich geregelten Heilberufe, für die keine berufsstän-
dische Kammer eingerichtet ist, sind verpflichtet, sich gegen die aus der Ausübung ihres
Berufs ergebenden Haftpflichtansprüche ausreichend zu versichern, sofern sie nicht bereits
in vergleichbarem Umfang, insbesondere im Rahmen eines Anstellungs- oder Beamten-
verhältnisses, gegen Haftpflichtansprüche abgesichert sind. 2Art. 18 Abs. 4 des Heilberufe-
Kammergesetzes (HKaG) gilt entsprechend.
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(3) 1Die Angehörigen der in Abs. 2 Satz 1 genannten Heilberufe haben vorbehaltlich
des Art. 16 Abs. 1 Beginn und Ende einer selbständigen Berufsausübung unverzüglich dem
für den Ort der Niederlassung zuständigen Gesundheitsamt anzuzeigen. 2Zu Beginn der
Berufsausübung ist
1. die Anschrift der Niederlassung anzugeben und
2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder zum Führen der Berufsbezeichnung

und das Bestehen einer angemessenen Haftpflichtversicherung nach Abs. 2 Satz 1 nach-
zuweisen.

Änderungen hinsichtlich der notwendigen Angaben sind der Behörde unverzüglich anzu-
zeigen.

Art. 11
Schutz der Gesundheit von Kindern und Jugendlichen

(1) 1Die Gesundheitsbehörden fördern die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen.
2Die Gesundheitsämter arbeiten dabei mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtun-
gen, insbesondere mit Schulen und Stellen der Schulverwaltung sowie mit Einrichtungen
und Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe zusammen. 3Werden ihnen gewichtige
Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt,
schalten sie unverzüglich das zuständige Jugendamt ein.

(2) 1Die Gesundheitsämter bieten gesundheitliche Beratung und Untersuchung im Kin-
des- und Jugendalter an. 2Sie informieren über Personen, Einrichtungen und Stellen, die
vorsorgende, begleitende und nachsorgende Hilfen anbieten und gewähren können. 3Die
Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, die Teilnahme ihrer Kinder an den Früher-
kennungsuntersuchungen im Sinn der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses
gemäß § 26 in Verbindung mit § 25 Abs. 4 Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
sicherzustellen. 4Die Gesundheitsämter weisen auch auf diese Verpflichtung zur Teilnahme
an Früherkennungsuntersuchungen für Kinder und Jugendliche hin.

Art. 12
Schulgesundheitspflege

. . .

Art. 13
Umweltmedizin

1Die Gesundheitsbehörden beobachten und bewerten die Auswirkungen von Umwelt-
einflüssen auf die menschliche Gesundheit, beraten und klären die Bevölkerung in umwelt-
medizinischen Fragen auf und wirken auf die Verhütung gesundheitsschädlicher Langzeit-
wirkungen hin. 2Dazu zählen insbesondere
1. anlassbezogene fachliche Stellungnahmen für andere Behörden zu Fragen der

Umwelthygiene und der Gesundheitsverträglichkeit,
2. Bereitstellung eines Beratungsangebots und Information über Personen, Einrichtungen

und Stellen, die umweltmedizinische Leistungen erbringen,
3. Maßnahmen der Qualitätssicherung im Rahmen der Umweltmedizin,
4. Mitwirkung an umweltepidemiologischen Erhebungen.


